
scher Belege — als direkt schädlich für das 
Projekt »Entwicklung«, insbesondere als ur­
sächlich für Arbeitslosigkeit und Verschul­
dung, erkannt. In diesen zwei Jahrzehnten hat 
sich der »Wandel der Perzeption von Abrü­
stung, Entwicklung und Konversion« in den 
Vereinten Nationen abgezeichnet, wie jetzt 
eine Studie von Helmut Volger nachweist, die 
als Dissertation an der Freien Universität 
Berlin vorgelegen hat. Ausgangspunkt dieser 
Arbeit ist eine detaillierte Text- und Wir­
kungsanalyse von fünf wichtigen Studien, die 
vom Generalsekretär beziehungsweise von 
der Generalversammlung der Vereinten Na­
tionen in Auftrag gegeben wurden: Wirt­
schaftliche und soziale Folgen der Abrüstung 
(1962); Wirtschaftliche und soziale Folgen des 
Wettrüstens (1971 und 1977); Abrüstung und 
Entwicklung (1972 und 1981). 
Der Autor beschreibt, wie zunächst nur Ver­
mutungen nachgegangen wurde und erst all­
mählich Prozesse aufgezeigt, in der Folge d i ­
rekte Auswirkungen von Rüstung auf Ent­
wicklung erforscht sowie das Entstehen von 
Arbeitslosigkeit nachgewiesen werden konn­
ten, bis schließlich auch direkte Ursachen 
— beispielsweise ein falscher, sich an den Be­
dürfnissen und Interessen der »Geber«länder 
und keineswegs an den Grundbedürfnissen 
der Zweidrittelwelt orientierender Entwick­
lungsbegriff — benannt und Möglichkeiten 
der Gegensteuerung (unter anderem durch 
Konversion von Rüstungsproduktionen und 
durch sozial nützliche Investitionen) vorge­
schlagen wurden. Erleichtert wurde dieser 
Perzeptionswandel dadurch, daß in diesen 
zwanzig Jahren die Zunahme der Kluft zwi­
schen Industriestaaten und Entwicklungslän­
dern einerseits sowie die Zunahme der Milita­
risierung in allen Gesellschaftssystemen, die 
Zweidrittelwelt eingeschlossen, andererseits 
immer exakter nachgewiesen werden konnte. 
Eine vergleichende tabellarische Übersicht 
schließt diesen ersten Teil der Arbeit von Hel­
mut Volger ab (S.80ff.). 
Daran anschließend schildert der Autor die 
Wechselwirkung zwischen den UN-Studien 
und der interessierten Öffentlichkeit: For­
schung, Kirchen, Nord-Süd- und Palme-
Kommission, Gewerkschaften. Wobei bemer­
kenswert ist, daß gerade die letztgenannten 
sich relativ spät und sehr zögerlich mit diesem 
Thema auseinandersetzten, vor allem was die 
Konversion anbelangt (einmal von der inten­
siven Diskussion dieser Problematik in der 
Labour-Partei und in Schweden abgesehen). 
Auch in diesem Abschnitt wird dem Leser ein 
Vergleich der sieben wichtigsten Einzelstu­
dien durch eine tabellarische Übersicht er­
leichtert (S.139ff.). 
Zusätzliche Bedeutung erhält die Arbeit da­
durch, daß Helmut Volger seine Untersuchun­
gen nutzt, um sich auch mit den Begriffen 
Entwicklung und Konversion kritisch ausein­
andersetzen und die Perzeption dieser Begrif­
fe im Verlauf der zurückliegenden Jahrzehnte 
nachzuzeichnen. Er kommt schließlich zu der 
in Politik und Forschung aktuellen Frage des 
Stellenwerts der Konversion: Ist sie nur eine 
zu bedenkende Konsequenz oder eine ent­
scheidende Voraussetzung wirklicher und 
substantieller Abrüstung? Dieser Abschnitt 
schließt mit Darstellung und Analyse der na­
tionalen schwedischen Studie über Abrüstung 
und Konversion aus dem Jahr 1984 unter Fe­
derführung von Inga Thorsson, die bereits die 
Expertengruppe der Vereinten Nationen leite­
te, die den bislang letzten Bericht von 1981 
erarbeitete. 
In einem eigenen Abschnitt schließlich wird 
die Perzeption der UN-Studien am Beispiel 
der Bundesrepublik Deutschland aufgezeigt 
— kein Ruhmesblatt für die bundesdeutsche 
Öffentlichkeit und die Bundesregierung, von 
wenigen Ausnahmen (Wissenschaft und Kir ­
chen) abgesehen. Überhaupt läßt Volgers Ar­
beit erkennen, daß der Zusammenhang zwi­
schen Abrüstung und Entwicklung keines­

wegs als Folge eines kritischen Bewußtseins in 
einer auch noch so kleinen Öffentlichkeit er­
kannt wurde, sondern in den Vereinten Natio­
nen zum Teil gegen erbitterten Widerstand 
der Regierungen aufgegriffen wurde. Erst 
dann und oft mit langem zeitlichen Verzug 
haben sich Forschung und Publizistik dieses 
Themas angenommen, das heute wohl zu 
Recht als eine der zentralen. Fragen weltweiter 
Entwicklung und Kooperation gilt. Das führt 
den Autor zu seiner abschließenden Bewer­
tung: »Das besondere Potential der UNO zur 
Problemwahrnehmung und zur freien Diskus­
sion von Problemlösungen, das in dem Prinzip 
des gleichberechtigten internationalen Mei­
nungsaustausches und der Vertrauensbildung 
in ungezählten internationalen Kleingruppen 
innerhalb ihrer Struktur begründet liegt, 
kann nur dann praktische Bedeutung bekom­
men, wenn den Bevölkerungen in den Natio­
nen der Welt die Ergebnisse der UN-Diskus­
sionen zugänglich und verständlich gemacht 
werden.« (S.229) 
Ein ausführliches, nach Kategorien geordne­
tes Literaturverzeichnis sowie die Liste der 
Forschungsprojekte, die der UN-Studie von 
1982 zugrunde lagen, macht Helmut Volgers 
Arbeit zu einem unentbehrlichen Nachschla­
gewerk für alle, die an dem Zusammenhang 
zwischen Abrüstung, Entwicklung und Kon­
version interessiert sind. 

Karlheinz Koppe • 
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Die Nachzeichnung der Entwicklung zum in­
ternationalen Meeresbodenbergbauregime 
unter dem UN-Seerechtsübereinkommen von 
1982 hat sich der Verfasser erklärtermaßen 
zum Ziel gesetzt. Dabei wird der Untertitel 
»Darstellung eines Kernproblems der See­
rechtsdiskussion unter Berücksichtigung der 
außerrechtlichen Grundlagen« der auf den 
Stand von 1985 ergänzten und überarbeiteten 
Fassung einer juristischen Dissertation an der 
Universität des Saarlandes der gestellten Auf­
gabe eher gerecht. In der Tat befassen sich die 
homogenen vier Kapitel »interdisziplinär« mit 
wohl »alle(n) relevanten Rahmenbedingungen 
des Meeresbodenbergbaus« (S.lf.). Einer geo-
wissenschaftlichen Grundlegung (S.3 —110) 
folgen im zweiten Kapitel Ausführungen völ­
kerrechtlicher Art (S.111 —162), dem sich die 
Darstellung des Meeresbodenregimes an­
schließt (S.163-235). Das vierte Kapitel 
schließlich analysiert die nationalen Regelun­
gen der Vereinigten Staaten und der Bundes­
republik Deutschland zum Tiefseebergbau 
(S.237-294). 
Zu Beginn erstellt der Verfasser nicht nur ei­
nen geologischen Befund, sondern erörtert 
auch die Lagerstätten der Meeresbodenschät­
ze und deren Gewinnung. Dabei werden bei 
aller Knappheit nicht die Umweltrisiken eines 
kommerziellen Abbaus der polymetallischen 
Knollen verkannt, Aspekte, die für die Bewer­
tung der »Gemeinverträglichkeit« des Tiefsee-
bergbaus entscheidend sein sollten, die der 
Verfasser später jedoch nur in unbefriedigen­
der Weise aufgreift (S.131L). Weiterhin wer­
den in diesem Kapitel die politischen und öko­
nomischen Rahmenbedingungen der marinen 
Rohstoffvorkommen wieder anhand zahlrei­
cher Studien umfassend dargelegt. Es ist hier 
das Verdienst der Arbeit, die rohstoffpoliti­
schen Wirkungen eines zukünftigen Tiefsee­
bergbaus in allen Einzelheiten zu verdeutli­
chen; so kommt der Verfasser unter anderem 

zu dem Ergebnis, daß beispielsweise Kanada 
nicht dermaßen unter Markteinbußen durch 
den Tiefseebergbau zu leiden haben werde, 
wie dies für Sambia und Zaire zu befürchten 
sei (S.110, vgl. auch S.212). 
Die Darstellungen des zweiten Kapitels be­
ginnen mit der völkerrechtsdogmatischen 
Frage, ob das traditionelle Prinzip der Mee­
resfreiheit geltendes Recht sei. Nach einer äu­
ßerst kurzen Abhandlung über die Entstehung 
und Fortentwicklung des Grundsatzes der 
Freiheit der Meere stellt der Verfasser fest 
— wobei ihm zuzustimmen ist —, daß nur »in-
ter omnes wirkendes Völkerrecht« dem Tief­
seebergbau als Teilfreiheit der Meeresfreiheit 
entgegenstehen könne (S.135). Weder der Mo­
ratoriumsdeklaration von 1969 noch der Prin­
zipiendeklaration von 1970 der Generalver­
sammlung mißt der Verfasser ein Nutzungs­
verbot des Tiefseebergbaus bei (S.150). Die 
Frage der Rechtsquellennatur von Resolutio­
nen der UN-Generalversammlung wird kurz 
angedeutet und verneint, ohne jedoch näher 
auf die Bedeutung von Resolutionen für die 
Fortentwicklung des Völkerrechts einzuge­
hen. Schließlich ist zumindest zweifelhaft, 
daß es sich bei der Moratoriumsresolution um 
ein »typisches Beispiel für sogenanntes soft 
law« handelt (S.133). Ebenfalls schwer teilen 
läßt sich die Auffassung, wonach dem Grund­
satz des »Gemeinsamen Erbes der Menschheit« 
kein nutzungsrechtlicher Bestandteil zu­
kommt. Obwohl der Verfasser diesem »schil­
lernden« (S.146) Grundsatz nach- und ihn im 
Antarktis- sowie im Weltraumvertrag auf­
spürt, wird seine formale Analyse diesem 
(mittlerweile) völkerrechtlichen Prinzip we­
nig gerecht. Es ist gerade Zweck dieses 
Grundsatzes, spätere Nutzungen im Sinne der 
Gerechtigkeit zu ermöglichen. Dennoch ver­
deutlicht die Arbeit, daß das Prinzip der Mee­
resfreiheit kaum allein zur Regelung des Tief­
seebergbaus geeignet ist, vielmehr detaillierte 
Vorschriften zur Herbeiführung der Vertei­
lungsgerechtigkeit erforderlich sind, um den 
Tiefseebergbau politisch und wirtschaftlich 
zu realisieren. Ausführlich werden dann Ver­
fahren und Meeresbodenbergbauregime der 
I I I . Seerechtskonferenz erläutert. Der Verfas­
ser weist sich mit diesem wohl gelungensten 
Teil der Arbeit als Kenner der Details des in­
ternationalen Meeresbodenregimes und des­
sen (möglicher) Funktionsweise aus. Dabei 
stehen Fragen wie der Schutz von Pionierin­
vestitionen im Mittelpunkt. 
Da aus verschiedenen, letztlich wirtschaftli­
chen Gründen das Meeresbodenregime des 
Seerechtsübereinkommens für die wichtigen 
Industrieländer inakzeptabel ist, ist es nur 
konsequent, wenn sich der abschließende Teil 
der Arbeit mit den nationalen Bestimmungen 
für einen Tiefseebergbau und der (erforderli­
chen) gegenseitigen Anerkennung von Schürf­
rechten sowie (bejahend) deren völkerrecht­
licher Zulässigkeit befaßt. Die kurze Zusam­
menfassung ist größtenteils von dem Gedan­
ken der Drittbindungswirkung des internatio­
nalen Tiefseebergbauregimes geprägt. Ob­
wohl dem Ergebnis zuzustimmen ist und 
kaum von einem »objective regime« für den 
Bereich Meeresboden gesprochen werden 
kann, muß diese Frage einer umfassenderen 
Würdigung vorbehalten bleiben. 
Mit Akribie hat der Autor juristische, wir t ­
schaftliche, aber auch naturwissenschaftliche 
Literatur verarbeitet und Industriematerial 
ausgewertet; das Literaturverzeichnis umfaßt 
allein 28 Seiten. Zu den Stärken der Arbeit 
gehört die Darstellung des Komplexes Rege­
lung und Verfahren des Meeresbodenberg­
baus nach dem Seerechtsübereinkommen von 
1982 und die völkerrechtliche Bewertung der 
nationalen Gesetzgebung zum Tief seebergbau 
der Vereinigten Staaten sowie der Bundesre­
publik Deutschland. Das Werk kann damit für 
jedermann von großem Nutzen sein, der sich 
mit dem Tiefseebergbau befaßt. 
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